
beit — war es, daß nur selten spürbar wurde, wie die 
Gerichte die Kraft und Initiative der Schöffen nutzen 
und durch sie die Grundsätze der Rechtspflege in die 
Betriebe und Wohngebiete und den Atem der Produk­
tion in die Gerichte bringen. Die in diesen Wochen, 
stattfindenden Schöffenkonferenzen müssen unbedingt 
dazu benutzt werden, den Tempoverlust aufzuholen.

Schwerin
Zwei Probleme aus der Fülle der in der Schweriner 
Tagung behandelten Themen verdienen besonderes 
Interesse: Einmal setzte sie sich sehr gründlich mit 
der Rechtspflege in Zivil- und Familiensachen ausein­
ander, nicht etwa weil hier die Mängel größer wären 
als in anderen Bezirken, sondern weil die Bedeutung 
der Rechtspflegebeschlüsse und der Grundsätze des 
Staatsratserlasses für die Zivilrechtsprechung richtig 
erkannt wurden. Zum anderen diskutierten die Richter 
darüber, wie sie die Zusammenarbeit mit den Kon­
fliktkommissionen verbessern können.

Verschiedene Kreisrichter kritisierten, daß sowohl 
das Oberste Gericht und das Ministerium der Justiz 
als auch das Bezirksgericht die in Zivil- und Familien­
sachen tätigen Richter nicht genügend angeleitet und 
dem Zivilrecht allgemein nicht die notwendige Beach­
tung geschenkt haben. Deshalb gibt es hier noch häufig 
eine bürokratische Arbeitsweise, die die Bürger ver­
ärgert und ihr Vertrauen zu den Rechtspflegeorganen 
beeinträchtigt. Und deshalb gelingt es auch nur schwer, 
die Werktätigen in die Zivil- und Familienrechtspflege 
einzubeziehen.

Die Richter des Bezirksgerichts nannten Fälle, in denen 
die Verfahren verzögert wurden, für den Erlaß ein­
fachster Beweisbeschlüsse ein neuer Termin anberaumt 
wurde, die Parteien nicht ausreichend über ihre pro­
zessualen Rechte belehrt wurden usw. Die Kläger 
mußten oft viel Zeit, Kraft und auch Geld aufwenden, 
um zu ihrem Recht zu kommen. Die Gerichte dürfen 
auch keine Vergleiche zulassen, die das Recht einer 
Partei beeinträchtigen. Sie sind vielmehr verpflichtet, 
in einem gemeinsam mit den Schöffen gründlich vor­
bereiteten Verfahren die gesellschaftlichen Wider­
sprüche aufzudecken und eine der Gesetzlichkeit und 
Gerechtigkeit' entsprechende Entscheidung zu fällen. 
Das Aushandeln von Vergleichen oder die häufige Ver­
tagung von Terminen, um die Parteien für den Ab­
schluß eines Vergleichs geneigt zu machen, kann nicht 
geduldet werden, weil es die Rechte der Bürger be­
einträchtigt und der Autorität unserer Gerichte Ab­
bruch tut.

Eine Kreisgerichtsdirektorin schlug vor, in das Zivil­
und insbesondere in das Familienverfahren Bürger ein­
zubeziehen, die eine ähnliche Funktion wie die gesell­
schaftlichen Verteidiger und Ankläger ausüben. Das 
sehen die Grundsätze des Staatsratserlasses nicht vor, 
und es ist auch nicht zweckmäßig. Man muß beachten, 
daß die Zivilverfahren und insbesondere die Ehever­
fahren weitaus stärker persönlicher, ja intimer Natur 
sind. Deshalb ist hier eine undifferenzierte Ein­
beziehung der Öffentlichkeit nicht am Platze. Hier muß 
mit viel Takt und Fingerspitzengefühl geprüft werden, 
ob die Mitwirkung von Vertretern gesellschaftlicher 
Kollektive, denen die streitenden Parteien angehören, 
im Interesse der Erforschung der objektiven Wahrheit 
dienlich ist. Das Kreisgericht Gadebusch hat den rich­
tigen Weg beschritten: Es hat mit Hilfe von Volks­
vertretern, Jugendhelfern usw. wesentlich zur Auf­
deckung der dem Streit zugrunde liegenden Wider­
sprüche beigetragen und zugleich das Vertrauen der 
Bürger zu unseren Staatsorganen gefestigt.

Die Richter des Bezirksgerichts haben selbstkritisch 
eingeschätzt, daß sie ihrer anleitenden Funktion nicht 
voll gerecht geworden sind. Für sie und die Zivilrichter 
in den Kreisen gibt es auf diesem Gebiet noch viel 
Arbeit. Die Zivilrechtspflege ist ins Licht gerückt. Der 
Erlaß des Staatsrates verlangt, daß die festgestellten 
Mängel sofort beseitigt werden und die weitere Arbeit 
fortan durch die Kreisgerichtsdirektoren und die Rich­
ter des Bezirksgerichts stärker kontrolliert und an­
geleitet wird.
Breiten Raum nahm in der Diskussion auf der Schwe­
riner Tagung auch die erweiterte Aufgabenstellung der 
Konfliktkommissionen ein. Insgesamt wurde fest­
gestellt, daß die Anzahl der Übergaben von gering­
fügigen Strafsachen an die Konfliktkommissionen noch 
nicht befriedigt. Die Direktoren der Kreisgerichte 
Güstrow und Perleberg räumten ein, daß an jedem 
Gericht mindestens zehn Strafverfahren verhandelt 
wurden, die vor die Konfliktkommission gehört hätten. 
Die Richter dieser Gerichte haben erkannt, daß sie sich 
zu engherzig verhalten und die Kraft der gesellschaft­
lichen Kollektive nicht genutzt haben.

In allen Kreisen sind jedoch jetzt Maßnahmen für eine 
umfassende Unterstützung und Schulung der Konflikt­
kommissionen festgelegt worden. Aussprachen mit Be­
triebsleitern, die die Konfliktkommissionen gängelten 
oder sie mißachteten, indem sie die Mitglieder der 
Konfliktkommissionen als ihre Befehlsempfänger be­
trachteten, haben zu Veränderungen geführt. Die Auto­
rität der Konfliktkommissionen ist gewachsen.
Einige Mitglieder der Konfliktkommissionen im Handels­
bereich klagen noch darüber, daß sie überfordert seien, 
weil verschiedene Handelsfunktionäre unter Miß­
achtung der Gesetzlichkeit Verkäufer beschuldigten, ein 
Manko verursacht zu haben, ohne die Schuld zu prüfen. 
Die Konfliktkommissionen mußten zeitraubende Er­
mittlungen vornehmen und waren deshalb überlastet. 
Die Richter werden sich dafür einsetzen, daß in Zu­
kunft derart gesetzwidrige Anträge unterbleiben und 
Handelsfunktionäre disziplinarisch verantwortlich ge­
macht werden, die leichtsinnig und pflichtwidrig ihre 
Mitarbeiter beschuldigen.

*
Auch in der Beratung der Staatsanwälte des Bezirks 
war die Zusammenarbeit mit den Konfliktkommis­
sionen das zentrale Thema. Hierbei zeigte sich deutlich, 
daß über die Übergabe geringfügiger Strafsachen in 
der Vergangenheit im Bezirk nicht genügend Klarheit 
geschaffen worden war. Fast alle Diskussionsredner 
forderten exakte, feste Maßstäbe dafür, was als gering­
fügige Strafsache zu betrachten sei. Sie führten zum 
Teil Beispiele an, die von vornherein wegen der Kom­
pliziertheit des Sachverhalts bzw. von der Persönlich­
keit des Täters her für die Beratung vor der Konflikt­
kommission ungeeignet waren. Im Grunde sollten diese 
Beispiele die Forderung nach einem „Rezept“ unter­
stützen. An Hand der Grundsätze des Staatsratserlasses 
wurden hier die Voraussetzungen für die Übergabe 
an die Konfliktkommission eingehend erläutert. Die 
Tagung hat jedoch bewiesen, wie notwendig es ist, gute 
Beispiele der Übergabe geringfügiger Strafsachen in 
der Fachpresse stärker zu verallgemeinern.
Auch das Problem der Vorstrafen spielte in der Dis­
kussion eine Rolle. Daß jemand, der mehrmals ein­
schlägig vorbestraft ist und nun ein weiteres Mal — 
wenn auch geringfügig — einschlägig straffällig wird, 
nicht vor die Konfliktkommission gehört, dürfte klar 
sein. Anders ist es bei einer nicht einschlägigen Vor­
strafe oder gar bei einer Vorstrafe wegen eines fahr­
lässig begangenen Delikts. Hier darf es keinen Sche­
matismus geben. Neben den anderen Voraussetzun-
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